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Antrag: Kampf gegen Studiengebühren

Der studentische Konvent der Universität Würzburg möge folgendes 
beschließen:

Der studentische Konvent der Universität Würzburg setzt sich für ein
gebührenfreies Studium für alle ein und lehnt die Einführung von
Studiengebühren gleich welcher Art ab. Um dieses Ziel zu erreichen, 
setzt der studentische Konvent die erforderlichen Mittel ein und 
beschreitet die dafür notwendigen Wege. Der SprecherInnenrat als 
ausführendes Organ des studentischen Konvents setzt diesen Beschluß 
um.

Begründung:

1.Studiengebühren befördern die Privatisierung sozialer Risiken. Bildung 
wird nicht mehr als ein öffentliches Gut gesehen, dessen Nutzung als 
allgemeines Recht gilt, sondern als zu erwerbende und zu bezahlende 
Dienstleistung, mit der jedeR einzelne in sein/ihr "Humankapital" 
investiert. In diesem Sinne sind Studiengebühren integraler Bestandteil 
des neoliberalen Politikmodells, dessen Ziel es ist, außer Bildung auch 
z.B. Beschäftigung, Gesundheit, Altersvorsorge und andere 
gesellschaftliche Aufgaben auf den/die einzelne/n abzuwälzen. Deswegen 
betrifft die Studiengebührendebatte nicht nur Studierende. Sie hat 
vielmehr eine gesellschaftliche Stellvertreterfunktion, um die Akzeptanz 
einer generellen privaten Kostenbeteiligung für alle weiterführenden 
Bildungswege (nach der allgemeinen Schulpflicht) zu erproben und 
perspektivisch durchzusetzen.

2.Die sozialen Wirkungen und Steuerungseffekte von Studiengebühren 
sind gesellschaftlich schädlich. Studiengebühren fördern ein antisoziales 
und entsolidarisierendes persönliches Bildungsverhalten und verstärken 
die gesellschaftliche Verantwortungslosigkeit des 
Wissenschaftssystems. Sogenannte "bildungsferne" Schichten werden 
noch stärker von weiterführender Bildung abgeschreckt. Deren Erwerb 
engt sich auf die traditionelle Normalbiographie (männlich, weiß, 
deutsch; direkter Übergang Schule/Wehrdienst/Studium) ein. Ausserdem 
verschärfen Studiengebühren die soziale Selektion der Gesellschaft in so 
weit, dass in kürzlich veröffentlichten Studien massive Auswirkungen 
auf den Lehrstellenmarkt festzustellen sind. Viele AbiturientInnen 



bevorzugen zunächst eine Ausbildung vor dem Studium, was 
katastrophale Folgen für Haupt- und RealschulabsolventInnen hat. 
Studiengebühren verschärfen also den Mangel an Lehrstellen, nach 
neuesten Zahlen sind nahezu 50.000 junge Menschen noch ohne 
Ausbildungsplatz.

3."Sozialverträgliche" Studiengebühren kann es nicht geben! Das ist ein
Widerspruch in sich. Jede Verkoppelung von Bildungschancen mit der -
strukturell ungleichen - privaten Einkommens- und Vermögensverteilung 
in der Gesellschaft reproduziert die entsprechende Ungleichheit in der 
Bildung. Dieser Ausgangslage kann auch kein noch so ausgefeiltes 
Darlehenssystem entgegenwirken, wie die Entwicklung des BAföG 
anschaulich zeigt. Studiengebühren verschärfen daher die soziale 
Selektionswirkung des Bildungssystems - und verschleiern zugleich die 
politische Verantwortung dafür.

4.Die Behauptung, Studiengebühren würden die Entscheidungsposition 
von Studierenden innerhalb der Institution Hochschule stärken, ist 
falsch. Das Gegenteil ist der Fall. Studiengebühren ersetzen Rechts-, 
Beteiligungs- und Mitwirkungsansprüche durch ein privates 
Marktverhältnis zwischen Verkäufern und Kunden. Die neue "Freiheit" 
der Studierenden wäre daher lediglich negativer Natur. Sie würde sich 
auf die Möglichkeit beschränken, zwischen Angeboten wählen zu 
können, auf deren Zustandekommen sie nicht den geringsten Einfluß 
haben. Wenn etwa Studierende nur noch als KundInnen, nicht mehr als
Mitglieder der Universität betrachtet werden, haben sie 
konsequenterweise auch keinen Anspruch mehr auf selbstverwaltete 
Strukturen oder Sitz und Stimmrecht in den Hochschulgremien.


